
die meisten Weistümer eine ältere Rechtsschicht wiedergeben. Die Bußen¬
höhen sind sehr unterschiedlich; die häufigste Niedergerichtsbuße betrug
5 Schilling Pfennig, die Hochbuße 60 Schilling, daneben gab es aber auch
noch zahlreiche andere Beträge. Auch die Bußenhöhe für bestimmte Taten
war von Bezirk zu Bezirk verschieden. Es handelt sich fast ausschließlich
um Gerichtsbußen; Gemeindebußen werden — mit nur wenigen Ausnahmen
— nicht behandelt.
Ein besonders schwieriges Kapitel sind die Weisungen über die herrschaft¬
lichen Gerichtsleute, also hauptsächlich Schöffen und Meier als Vorsteher
des Gerichts, aber auch Zender, Hunno, Schultheiß und Richter. Die Auf¬
gaben der Amtleute im Gerichtsbereich sind sehr verschieden beschrieben
worden: Die Weistümer zeigen unterschiedliche Stadien der Auflösung der
alten Gerichtsverfassung, was die großen Unklarheiten und Unterschiede
erklärt.
Neben dem Anspruch auf die Bußen hatte der Niedergerichtsherr noch
mehrere andere Rechte im Bezirk, die vor allem als Einnahmequellen inter¬
essant waren und ebenfalls in zahlreichen Weistümern behandelt werden.
Es handelt sich um das Recht zur gerichtlichen Pfändung, das Setzen von
Grenzzeichen durch die Gerichtsleute und die Verwaltung von Maßen und
Gewichten. Dazu kam noch der Anspruch auf den Fund als herrenlosem Gut,
wobei als besondere Fundgegenstände Maulgut, d. h. frei laufende Tiere,
die nicht mehr heimfanden, und Immenfund, d. h. wilde Bienenvölker,
genannt wurden.

3.3. Regelungen zwischen der Gemeinde und dem Vogt bzw. Hochgerichtsherrn,
der damals zum Landesherrn aufstieg, sind viel seltener und besonders
altertümlich. Es lassen sich drei wesentliche Bereiche unterscheiden:
a) Es wird festgelegt, daß der Vogt zum Schirm der armen leute ver¬

pflichtet ist und wieweit seine diesbezüglichen Verpflichtungen gehen.
Die Bestimmungen sind inhaltlich besonders altertümlich und gingen
schon im 15. Jahrhundert im Verhältnis zur Gesamtzahl zurück,

b) Die Untertanen leisteten dagegen besondere Vogteiabgaben und -dienste,
insbesondere ist das Mähen des Vogtbrühls zu nennen, was als Rekogni-
tion der Herrschaftsverhältnisse gewertet wurde. Außerdem gab es Burg¬
werkfronen und die Reispflicht.

c) Die Untertanen mußten am Hochgerichtsverfahren teilnehmen, einen
Verbrecher festnehmen, überstellen und zum Galgen begleiten. Auch
diese Bestimmungen waren — vielleicht mit Ausnahme der erstgenannten
— wie die unter a) und b) geschilderten durch die Rechtsentwicklung
inzwischen überholt.

Obwohl größtenteils anachronistisch, waren die Regelungen doch nicht
ohne Bedeutung: Sie wurden in übertragenem Sinn verstanden und zur
Kompetenzabgrenzung zwischen Grundherrschaft und Vogt bzw. Hoch¬
gerichtsherrn verwendet. Nur formal handelt es sich um Regelungen zwi¬
schen Gemeinde und Herren. Diese Interpretation ist allerdings bei den hier
aufgeführten Rechtssätzen nur eine sehr wahrscheinliche, aber nicht eindeu¬
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